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Fast die Hälfte aller Windenergieanlagen in Ostwestfalen-Lippe befinden
sich im Kreis Paderborn.  Foto: Jörn Hannemann

Viermal mehr Windenergie bis 2020
NRW will Ziel durch Ausbau der Anlagen erreichen – neuer Erlass des Umweltministeriums

 Von Christina R i t z a u

D ü s s e l d o r f / D e t m o l d
(WB). Bis zum Jahr 2020 sollen
durch Windenergie 15 Prozent
des Energiebedarfs in NRW ge-
deckt werden. Dieses Ziel hat
das Land sich gesetzt. 

Um den Ausbau der Windener-
gie voranzutreiben, hat das Lan-
desumweltministerium jetzt einen
neuen Windenergieerlass veröf-
fentlicht. Derzeit deckt die Energie,
die durch die rund 3000 Wind-
kraftanlagen in NRW erzeugt wird
(3,7 Gigawatt), vier Prozent des
Stromverbrauchs ab. Dieser Anteil
soll also in nur fünf Jahren fast
vervierfacht werden. »Damit wir

das erreichen, brauchen wir einen
ambitionierten Ausbau«, sagte
NRW-Umweltminister Johannes
Remmel (Grüne). Neue Anlagen
sind eine Möglichkeit. Eine andere
ist das sogenannte Repowering, al-
so die Erneuerung und Aufrüstung
bestehender Anlagen. 

Wie viele neue Anlagen nötig
wären, um das 15-Prozent-Ziel zu
erreichen, kann das Ministerium
nicht beziffern. Das hänge von der
Leistung der neuen Anlagen ab
und davon, wie viele repowert
würden. Theoretisch würde die ak-
tuelle Zahl der Standorte sogar
ausreichen, »wenn alle Altanlagen
durch moderne Drei-Megawatt-
Anlagen ersetzt würden«, wie
Frank Seidlitz, Sprecher des NRW-
Umweltministeriums, auf Nachfra-
ge dieser Zeitung erläuterte. 

Durch den neuen 90-seitigen Er-
lass sind zum Beispiel Waldgebiete
für Windenergie nicht mehr tabu.
Außerdem ist die Bewertung des
Landschaftsbildes standardisiert
worden, nach der sich das Ersatz-
geld für den Eingriff in die Land-
schaft berechnet. 

Wo neue Anlagen gebaut werden
könnten, verrät der Erlass aber
nicht. »Das steuern die Städte und
Gemeinden. Sie können Flächen
ausweisen und zugleich auch sper-
ren«, erläutert Michael Ganninger,
der bei der Bezirksregierung Det-
mold für Windenergie zuständig
ist. 94 Prozent der OWL-Kommu-
nen haben nach seinen Angaben
Flächen für Windenergie ausge-
wiesen. In OWL standen Anfang
dieses Jahres 857 Anlagen (Ge-
samtleistung: 1026 Megawatt), fast

die Hälfte davon (407 Anlagen) im
Kreis Paderborn. 

Das neue Papier ist eine Novelle
des Erlasses von 2011 und soll
eine Hilfestellung für Behörden
und Planer sein. Eigentlich hätte er
schon Anfang des Jahres vorliegen
sollen. Trotz der Verzögerung be-
grüßen Energieverbände die Ver-
öffentlichung. Der Erlass sei wich-
tig, um wieder Schwung in den
Ausbau der Windenergie zu brin-
gen, findet etwa Klaus Schulze
Langenhorst, Vorsitzender Bun-
desverband Windenergie NRW.
Aus Sicht von Naturschützern gibt
es aber immer noch gravierende
Defizite – etwa beim Schutz von
Vögeln und Fledermäusen. Diese
Konflikte löse der Erlass nicht, kri-
tisierte der Deutsche Naturschutz-
bund (Nabu) NRW. 

Gütersloh (WB). Eine Autofah-
rerin (36) hat am Mittwochabend
in Gütersloh einen 88-jährigen
Mann entdeckt, der bewusstlos
unter seinem Fahrrad auf dem
Gehweg lag. Sie alarmierte die
Polizei. Nach notärztlicher Be-
handlung noch am Unfallort wurde
der schwer verletzte Gütersloher
ins Krankenhaus gebracht. Die ge-
nauen Umstände des Unfalls sind
unklar. Die Polizei geht davon aus,
dass keine Fremdeinwirkung vor-
liegt. Sie sucht jetzt Zeugen. 

Frau findet 
gestürzten Radler 

Detmold (WB). Ein falscher
Klick, und plötzlich sind alle Daten
verschlüsselt. Auf diese Weise sind
in den vergangenen Wochen die
Computersysteme einiger Firmen
im Kreis Lippe zerstört worden.
Das teilte die Polizei gestern mit.
Per E-Mail geht bei den Firmen
eine Bewerbung ein. Darin enthal-
ten: ein Link zur Datei »Bewer-
bungsunterlagen.pdf.exe«. Die
Polizei warnt davor, diese Datei zu
öffnen. Andernfalls sei die Benut-
zung des PCs nicht mehr möglich.

Schadhafte Datei 
zerstört Computer

Bielefeld (WB). Die Deutsche
Bahn will mehr Fernverbindungen
in Westfalen anbieten. Ab 2018 soll
der neue, doppelstöckige »Intercity
2« auf den Strecken Münster – Sie-
gen – Frankfurt sowie Dortmund –
Hamm – Kassel eingesetzt werden.
Sie werden vermutlich auch mit
Verbundtarif-Tickets ohne Auf-
preis nutzbar sein, wie der Zweck-
verband Nahverkehr Westfalen-
Lippe mitteilte. Voraussetzung sei,
dass 2017 ein einheitlicher »West-
falentarif« eingeführt werde.

Neue Intercitys
ab 2018

Rahden/Doha (WB). Drei Schü-
ler des Gymnasiums Rahden neh-
men an der Roboter Weltmeister-
schaft in Doha (Katar) teil. László
Dirks, Jonas Werner und Nico
Heitmann sind in Begleitung des
betreuenden Lehrers und eines Va-
ters über Dubai in das Emirat Ka-
tar gereist. Dort haben die Schüler
inzwischen ihre Roboter zusam-
mengebaut, mit denen ein Fußball-
spiel simuliert werden soll. Der
eigentliche Wettkampf ist für das
Wochenende geplant. 

Rahdener reisen
nach Doha

Vlotho (dpa). Der Mordfall
vom März in Herne, bei dem ein
28-Jähriger erschlagen und in Vlo-
tho verscharrt worden war, ist of-
fenbar aufgeklärt. Nach einem
Überfall auf eine Seniorin waren
Geld und Schmuck im Wert von bis
zu 100 000 Euro verschwunden.
Ein Räuber machte den 28-jähri-
gen Komplizen dafür verantwort-
lich – deshalb musste er sterben.
Auch ein Freund (26) des Opfers
wurde drangsaliert. Er offenbarte
sich in Tschetschenien der Polizei.

Leichenfund:
Polizei klärt Mord

Streit um 
Katzenschutz
Düsseldorf (WB/bex). Eine

Mustersatzung des NRW-Umwelt-
ministeriums zum Schutz freile-
bender Katzen sorgt für Streit. Sie
soll als Vorlage dienen, damit vor
Ort Maßnahmen zur Verhinderung
der unkontrollierten Vermehrung
freilebender Katzen rechtlich zwei-
felsfrei umgesetzt werden können.
»Die Kommunen sollen nicht nur
die verwilderten Katzen zählen,
sondern auch noch deren Gesund-
heitszustand einschätzen – und
das bei der aktuellen Überlastung
der Städte und Gemeinden mit an-
deren Aufgaben«, kritisiert der
CDU-Landtagsabgeordnete Rainer
Deppe. NRW-Umweltminister Jo-
hannes Remmel (Grüne) weist den
Vorwurf zurück: Die Kommunen
alleine seien für den Schutz freile-
bender Katzen verantwortlich. Die
in der Vorlage erwähnten Maßnah-
men seien nicht verbindlich. »Nur
auf Wunsch der Kommunen haben
wir Materialien erstellt.« Alles an-
dere seien abstruse Vorstellungen.

Frau mit dem 
Tode bedroht
Bielefeld (WB). Ein 24-jähriger

Bielefelder soll versucht haben, eine
Nachbarin zu vergewaltigen. Zu-
dem soll er sie mehrfach mit dem 
Tode bedroht haben. Der Mann 
steht jetzt vor dem Landgericht Bie-
lefeld. Es ist bereits der zweite An-
lauf, denn das erste Verfahren 
gegen den Bielefelder musste am 
19. Oktober gleich nach Beginn der 
Verhandlung ausgesetzt werden. 
Der Mann soll am 4. April durch ein
auf Kipp stehendes Fenster in die 
Erdgeschosswohnung der Nachba-
rin im Osten der Innenstadt einge-
drungen sein, offenbar mit dem 
Ziel, die junge Frau zu vergewalti-
gen. Diese wehrte sich heftig da-
gegen. Der Mann soll der Nachbarin
durch Schläge ins Gesicht die Nase 
gebrochen haben. Anschließend soll
er sie fast bis zur Bewusstlosigkeit 
gewürgt und sie mehrfach mit dem 
Tode bedroht haben. Das Opfer 
überlebte offenbar nur wegen der 
Gegenwehr.

Kampf für alte 
Kennzeichen

Halle (WB/cri). Um für die Wie-
dereinführung von Altkennzeichen
zu kämpfen, arbeiten einige Initia-
tiven aus Ostwestfalen-Lippe künf-
tig zusammen. Es geht um die
Kennzeichen für Lübbecke (LK),
Warburg (WAR), Halle/Westfalen
(HW) und Wiedenbrück (WD). Da
aus den jeweiligen Kreistagen Wi-
derstand komme, sei nun ein ge-
meinsamer Vorstoß beim Land
NRW angedacht, sagte Achim
Wahlbrink, Vorsitzender der Initia-
tive im Kreis Gütersloh. Initiativen,
die sich der Aktion anschließen
möchten, können sich per Mail an
ihn wenden (hw-wd@gmx.de). Seit
2012 ist die Wiedereinführung von
Altkennzeichen in Deutschland
möglich. Bis heute sind bundes-
weit rund drei Viertel aller Alt-
kennzeichen als Wunschkennzei-
chen freigegeben worden. Zustän-
dig ist eigentlich das Land NRW.
Das hat die Entscheidung aber den
jeweiligen Kreisen überlassen. 

»Eine Ohrfeige für das
Bielefelder Schwurgericht« 

Doppelmord von Gütersloh: Prozess wird neu aufgerollt – Verteidiger sehen Zweifel bestätigt

Von Wolfgang W o t k e

G ü t e r s l o h / K a r l s r u -
h e  (WB). An Heiligabend
2013 sind in Gütersloh eine
Ärztin (74) und ihr Bruder (77)
in ihrer Villa erstochen wor-
den. Das Landgericht Bielefeld
hatte dafür den 29-jährigen
Jens Sch. aus Verl wegen zwei-
fachen Totschlags zu 14 Jah-
ren Haft verurteilt. Das Urteil
hat der Bundesgerichtshof
(BGH) jetzt überraschend in
vollem Umfang aufgehoben. 

Die Revision des Angeklagten
hatte Erfolg. Der Bielefelder Vertei-
diger Dr. Carsten Ernst sagte ges-
tern: »Die Richter in Karlsruhe be-
mängeln in erster Linie, dass das
Landgericht Bielefeld nur die be-
lastenden Indizien gewertet hat,
aber nicht die entlastenden.« Der
gesamte Prozess muss jetzt von
einer anderen Kammer neu aufge-
rollt werden. Der zweite Verteidi-
ger des 29-Jährigen, Sascha Ha-
ring aus Steinhagen, sprach von
einer Ohrfeige für das Schwurge-
richt um die Vorsitzende Richterin

Jutta Albert, die nach 19 Verhand-
lungstagen im Februar das Urteil
verkündet hatte. Haring: »Der BGH
hat in seinem Beschluss deutlich
gemacht, dass die durch die
Schwurgerichtskammer vorge-
nommene Beweiswürdigung einer
rechtlichen Prüfung in mehrfacher
Hinsicht nicht stand hält.« Jens
Sch. habe erleichtert auf den BGH-
Beschluss reagiert. Der Verler, ein
Bekannter der Opfer, hatte angege-
ben, am Tattag das Geschwister-
paar besucht zu haben. Die Tat
streitet er jedoch ab.

Ein wesentlicher Punkt im Revi-
sionsbeschluss sei die Bewertung
der angelehnten Terrassentür am
Tatort gewesen, sagt Haring. Das
Landgericht habe seine Überzeu-
gung von einer Täterschaft des An-
geklagten unter anderem auf den
Umstand gestützt, dass beim Ein-
treffen der Polizei am ersten Weih-
nachtsfeiertag keine Aufbruchspu-
ren vorhanden gewesen seien und
es keine Anhaltspunkte dafür gebe,
dass die Tür »auf Kippe« gestan-
den hätte und sich eine dritte Per-
son Einlass in das Haus der Opfer
verschafft haben könnte. Der BGH:
»Das hätte einer näheren Erörte-
rung bedurft.« Außerdem: »Eine
Gesamtschau aller be- und entlas-
tenden Umstände hat nicht stattge-

funden.« Stattdessen seien die ent-
lastenden Gesichtspunkte (kein
Tatmotiv feststellbar, nur geringes
Aggressionspotenzial des Ange-
klagten) lediglich isoliert bewertet
worden.

Der Bielefelder Staatsanwalt
Christoph Mackel wollte sich zum
Beschluss des BGH nicht äußern:
»Die Einzelheiten liegen mir noch
nicht schriftlich vor.« Strafverteidi-
ger Dr. Carsten Ernst rechnet mit
einem neuen Prozess für Anfang
des Jahres. Anwalt Haring will
einen Antrag auf Haftprüfung stel-

len, schließlich sitze Jens Sch.
schon fast zwei Jahre in Untersu-
chungshaft. 

Am 24. Dezember 2013 war das
Geschwisterpaar Dr. Helgard G.
und Hartmut S. in seinem Haus im
Gütersloher Stadtpark mit jeweils
elf Messerstichen ermordet wor-
den. Am Folgetag hatten die Toch-
ter von Helgard G. und ihr Lebens-
gefährte die Leichen entdeckt. Der
Tatverdächtige wurde aufgrund
von DNA-Spuren am Tatort festge-
nommen. Er leugnet die Tat bis
heute.

In dieser Villa im Gütersloher Stadtpark sind an Heiligabend 2013 die Ärztin Dr. Helgard G. und
der Ex-Studiendirektor Hartmut S. (kleine Fotos) ermordet aufgefunden worden.  Der im Febru-
ar verurteilte Jens Sch. streitet bis heute die Tat ab. Der Bundesgerichtshof hat das Urteil des
Schwurgerichtes Bielefeld jetzt in vollem Umfang aufgehoben. Fotos: Wolfgang Wotke

Haben Erfolg mit ihrer Revision: die Strafverteidiger Sascha Haring (links)
und Dr. Carsten Ernst mit ihrem Mandanten Jens Sch. (29) aus Verl.


